Geſetz-Sammlung 
füt bie 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 14. 


(Nr. 6550.) Verordnung, betreffend die Anſtellung der Juſtizbeamten in den neu erworbenen 
Landestheilen. Vom 8. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König. von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet der neu erworbenen Landestheile, was folgt: 


§. 1. 

| Wer in den älteren Provinzen der Preußiſchen Monarchie die dritte juriſtiſche 
Prüfung beſtanden hat, iſt befähigt, auch in den neu erworbenen Landestheilen 
das Amt eines Richters, Advokaten, Anwalts, Notars oder Beamten der Staats⸗ 
behörde zu bekleiden. i 

Igngleichen können Juſtizbeamte, welche in einem der neuen Landestheile 
die Befähigung zum Richteramte erlangt haben, in jedem anderen derſelben als 
1 5 00 „Advokaten, Anwalte, Notare oder Beamte der Staatsbehörde angeſtellt 
werden. 
8 Für die Ernennung zum etatsmäßigen Mitgliede eines Obergerichts, 

Appellationsgerichts oder Ober⸗Appellationsgerichts iſt jedoch außerdem erforder⸗ 
lich, daß der Beamte mindeſtens vier Jahre als etatsmäßiger Richter oder als 
Beamter der Staatsanwaltſchaft in den älteren Provinzen oder in einem der 
neuen Landestheile definitiv angeſtellt geweſen iſt. 


$. 2. 

Wer mindeſtens vier Jahre die Stelle eines ordentlichen Profeſſors der 
juriſtiſchen Fakultät bei einer Preußiſchen Univerſität bekleidet hat, kann zum etats⸗ 
mäßigen Mitgliede eines jeden Gerichts ernannt werden, ohne daß die Ablegung 
der fr Richter vorgeſchriebenen Prüfung oder der Nachweis einer praktiſchen 
Beſchäftigung als ſolcher während eines beſtimmten Zeitraums erforderlich iſt. 


§. 3. | 
Das Recht der Provinziallandſchaften im ehemaligen Königreich Hannover, 


Räthe des Ober⸗Appellationsgerichts in Celle zu präſentlren, wird aufgehoben. f 
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Ausgegeben zu Berlin den 22, Februar 1867. 


„„ 


Bei Ernennung der Räthe dieſes Gerichtshofes findet eine Mitwirkung 
deſſelben, insbeſondere durch Anſtellung eines ſogenannten Skrutiniums und Duc 
wu vor einer Kommiſſion des Kollegiums, nicht ferner ſtatt. 
lle dieſen Anordnungen entgegenſtehenden Beſtimmungen treten außer Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. Februar 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. a 


(Nr. 6551.) Vertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Sondershauſen wegen der Anlage 
einer Eiſenbahn von Nordhauſen nach Erfurt. Vom 21. Dezember 1866. 


San Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt von 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, von dem Wunſche geleitet, die e ee 
end den beiderſeitigen Staatsgebieten durch Herſtellung einer dieſelben ver⸗ 
bindenden Eiſenbahn zu erweitern, haben zum Behufe einer hierüber zu treffenden 
Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: f 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan, 


ee Geheimen Regierungsrath Ludwig Auguſt Wilhelm 
Heiſe; 


Seine Durchlaucht der Fürft von Schwarzburg-Sondershauſen: 


Höchſtihren Landrath Eduard Ferdinand Bernhard Maempel, 


welche nach Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
machten, unter Vorbehalt der Ratifikation, folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche ö 
Regierung Were ſich wechfelfeitig eine Eiſenbahn von Nordhauſen über m ni 
aufen 


„„ , 


hauſen nach Erfurt düsen und zu fördern, und wird die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgiſche Regierung die Konzeſſion für den Bau und den Betrieb der ahn nebſt 
dem Rechte der Expropriation der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke derſelben Aktiengeſellſchaft er⸗ 
a 1 0 für die Strecken im Königlich Preußiſchen Gebiete konzeſſionixt 
werden wird. 


Artikel 2. 


Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung wird in Bezug auf die in Ihrem 
Gebiete belegene Strecke der Eiſenbahn von 1 nach Erfurt die Beſtim⸗ 
mungen des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Anternehmungen 
vom 3. November 1838. beziehungsweiſe die dazu ergangenen und noch ergehen⸗ 
den Abänderungen und Ergänzungen gleichfalls zur Anwendung bringen, ſoweit 
im gegenwärtigen Vertrage nicht ein Anderes vereinbart iſt. 


Artikel 3. 


Bei Ertheilung der en an die Geſellſchaft wird die Fürſtlich 
Schwarzburgiſche Regierung derſelben nach Maaßgabe ihres Königlich Preußiſcher 
Seits beſtätigten Geſellſchaftsſtatuts auch in dem Fürſtlichen Gebiete die Rechte 
einer Korporation zugeſtehen. 

Die Geſellſchaft hat 1 ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung 
in Preußen zu nehmen und in Bezug auf alle Maaßnahmen und Feſtſetzungen, 
welche die Verhältniſſe der Geſelſſchaft als ſolcher und die Beaufſichtigung und 
Verwaltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, lediglich von der Kö⸗ 
niglich Preußiſchen Regierung zu reſſortiren. Insbeſondere ſollen auch die Be⸗ 
ſtätigung von künftigen Umgeſtaltungen und Abänderungen der Geſellſchafts⸗ 
Statuten, die Genehmigung von Erweiterungen des Unternehmens und der 
Anlage neuer Stationen, ſowie der Aufnahme von Darlehnen und der Emiffion 
neuer Stamm⸗ und Prioritäts⸗Aktien oder Prioritäts⸗Obligationen der Königlich 
Preußiſchen Regierung allein anheimgeſtellt bleiben, welche jedoch, bevor ſie ein⸗ 
tretenden Falles eine Entſcheidung in Fragen der bezeichneten Art trifft, der 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung Gelegenheit geben wird, ihre bezüglichen 
Wünſche zu äußern. 

Auf Verlangen der Fürſtlich ee Regierung ſoll die Geſell⸗ 
ſchaft verpflichtet fein, anderen im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete anzu⸗ 
ſchließenden N auf den Bahnhöfen, welche in dieſem Gebiete anzulegen 
ſind (Art. 4.), die Einmündung zu geſtatten. 


Artikel 4. 


Die Bahn ſoll in thunlichſt direkter Richtung von Nordhauſen über 
Sondershauſen und Greußen nach ie geführt werden. Im Fürſtlich Schwarz 
blurgiſchen Gebiete ſollen Bahnhöfe für Perſonen⸗ und Güterverkehr in Sonders⸗ 

hauſen und Greußen angelegt werden. 
Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe, ſowie insbeſondere auch die Reviſion und Feſt⸗ 
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> 


ſetzung aller Koſtenanſchläge, bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der a Brücken, 
Durchläffe, Flußkorrektionen und Parallelwege im Fürſtlich S hwarzburgiſchen 
Gebiete den dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. Daſſelbe gilt von der bau⸗ 
polizeilichen Prüfung der Bahnhofsgebäude. a 


Artikel 5. 


Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 
ſollen nöthigen Falles durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kom⸗ 
miſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel 6. 


Der Königlich ade en Regierung bleibt freigeftellt, dem Bahnkörper 
die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und zur Ausführung des 
zweiten Geleiſes nach eigenem Exmeſſen ſchreiten zu laſſen. 


Artikel 7. 


Der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hin- 
ſichtlich der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. Die auf letzterer zu errich⸗ 
tenden Hoheitszeichen follen daher die Fürſtlich Schwarzburgiſchen ſein. Ueber⸗ 
tretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage oder deren 
Betrieb ſollen, ſofern ſie im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete ausgeübt ſind 
von den aan en Fürſtlich Schwarzburgiſchen Behörden unterſucht und na 
den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. 

Der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung 
8 des Verkehrs eie Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der Ihr 
RR über die betreffende Bahnſtrecke nach dieſem Vertrage zuſtehenden Hoheits⸗ und 
8 Auſfſichtsrechte einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die Be 

ziehungen ſeiner Regierung 15 der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu 
vertreten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der 
kompetenten Behörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei An⸗ 
gelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem Kommiſſar reſſortixen, 
an dieſen zu wenden. 

Artikel 8. 


Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung wird von den auf der Bahn 
das Fürſtliche Gebiet paſſirenden Transporten niemals eine Durchgangsabgabe 
erheben, desgleichen follen hinſichtlich der auf dieſer Strecke tranſitirenden Güter 
und Perſonen niemals den Verkehr irgendwie erſchwerende zoll⸗ und ſteueramtliche 
Kontrolmaaßregeln eintreten. Auch wird die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung 
von der mehr bezeichneten ee weder Konzeſſionsgeld, noch 
irgend eine Abgabe fordern, vielmehr dieſer Geſellſchaft volle Freiheit von der 
Grundſteuer und jeder Gewerbeſteuer zugeſtehen. Dagegen wird ee a 
Preußiſche Regierung nach Maaßgabe Ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. und 
21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch ergehenden abändernden und ergän⸗ 

zen⸗ 


R 


enden oe von dem geſammten Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahn⸗ 
ternehmen, einſchließlich der im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete belegenen 
Strecke, eine Abgabe erheben, welche nach Verhältniß der Meilenzahl der in Ihren 
reſp. Gebieten gelegenen Bahnſtrecken zwiſchen der, Königlich Preußiſchen und 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Regierung vertheilt wird. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird alljährlich ſofort nach Fes 
und Einziehung der Abgabe der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung Mitthei⸗ 
lung machen und den Ihr gebührenden Antheil an die von Ihr zu bezeichnende 
Einnahmeſtelle abführen laſſen. 


Artikel 9. 


Die Bahnpolizei ſoll für das geſammte Bahnunternehmen von Nord⸗ 
hauſen bis Erfurt in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet beſonders zu publizi⸗ 
renden ee ee nach übereinſtimmenden Grundſätzen gehandhabt 
werden. ie Fürſtlich e eee Regierung wird zu dieſem Anette das 
von der 1 e Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Reglement, 
ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen 
möchten, auch für die Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. 


Die Anſtellung und Beaufſichtigung nicht nur der Bahnpolizei⸗Beamten, 
ſondern auch aller übrigen Betriebsbeamten ſoll lediglich der Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft, beziehungsweiſe den zuſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden gebühren. 
Bei der Beſetzung der Beamtenſtellen, insbeſondere der Bahnwärter⸗ und Weichen⸗ 
ſteller⸗Poſten, im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete ſollen thunlichſt Fürſtliche 
Unterthanen berückſichtigt werden. Im Uebrigen ſollen die Geſellſchaftsbeamten 
den Landesgeſetzen des Staates unterworfen fein, in welchem fie ihren Wohnſditz 
haben. Die Staatsangehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des an⸗ 
dern Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanen⸗ 
verbande ihres Heimathslandes nicht aus. Endlich ſollen die von der Königlich 
Preußiſchen Regierung geprüften Betriebsmittel ohne weitere Reviſion auch in 
dem Gebiete der Für lch Schwarzburgiſchen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 10. 


Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. Es iſt jedoch vereinbart, daß 
ſämmtliche fahrplanmäßigen Züge, einſchließlich der etwaigen Kurierzüge, auf 
dem 1 zu Sondershauſen anhalten. Sowohl im Perſonen⸗ als im Güter⸗ 
verkehr ſoll zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen weder hinſichtlich der Beför⸗ 
derungspreiſe noch der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. 


Die Förmlichkeiten wegen der Paßreviſion und überhaupt der Fremden⸗ 
g 0 ſollen in der in jedem der kontrahirenden Staaten zuläſſigen günſtigſten 
eiſe gehandhabt werden. 
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Artikel 11. 


r Die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche Regierung wird auf der in 
Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke andere Unternehmer ohne vorgängige Ver⸗ 
ſtändigung mit der Königlich Preußiſchen Regierung nicht zulaſſen. 


Artikel 12. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung von der Gefellichaft, ſei es auf 
Grund der Beſtimmungen des $. 42. des Königlich Preußiſchen Geſetzes über 
die Eiſenbahn⸗Anternehmungen vom 3. November 1838., oder im Wege des Ver⸗ 
trages, oder aus ſonſtigem Rechtstitel die den Gegenſtand gegenwärtigen Ver⸗ 
trags bildende Eiſenbahn an ſich bringen, und auf dieſe Weiſe auch in Bezug 
auf die im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete belegene Strecke in alle Rechte 
und Verbindlichkeiten der Geſellſchaft eintreten, fo ſoll dadurch die Stellung der 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung zu dem Unternehmen keine ungünſtigere 
werden, als wenn daſſelbe im Beſthe del Geſellſchaft verblieben wäre. 


Artikel 13. 


Die Fürſtlich el e Regierung geftattet der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Poſtverwaltung, die auf der Eiſenbahn ſich bewegenden Züge in beliebiger 
Weiſe und in beliebigem Umfange zur Beförderung von Poſtſendungen aller Art 
im Tranſit durch das Fürſtliche Gebiet benutzen zu laſſen, ohne für dieſen Tranſit 
irgend eine Abgabe zu beanſpruchen. Dagegen gewährt die Königlich Preußiſche 
Poſtverwaltung für den Fall, daß das gegenwärtig beſtehende Verhältniß, wonach 
die Königlich Preußiſche Regierung das Poſtweſen in der Unterherrſchaft des 
Fürſtenthums mitverwaltet, aufhören ſollte, der Fürſtlich Schwarzburgiſchen 
Regierung die Mitbenutzung der auf der Eiſenbahn kurſirenden Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Poſttransporte innerhalb des Fürſtlichen Gebietes für Sendungen nach 
und von den Poſtanſtalten der Route. Dieſe Mitbenutzung der Preußiſchen 
Poſttransporte ſoll unentgeltlich und nur gegen Erſtattung etwaiger baarer Aus⸗ 
lagen an Eiſenbahn⸗Frachtgebühren geſchehen. 5 | 

Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung wird der Eiſenbahngeſellſchaft 
die Verpflichtung auferlegen, der Preußiſchen Poſtverwaltung bezüglich des auf 
Fürſtlichem Gebiete belegenen Theiles der Eiſenbahn daſſelbe zu leiſten, was die 
Geſellſchaft der Königlich Preußiſchen Poſtverwaltung gegenüber auf Preußiſchem 
Gebiete zu leiſten haben wird. nn 


Artikel 14. 
Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung geftattet der Königlich Preußi⸗ 1 


ſchen Regierung die Herſtellung und Benutzung von Telegraphenlinien, welche a 


dieſelbe längs der Eifenbahn bberirdiſch oder unterirdiſch durch das Fürſtliche 
Gebiet zu führen veranlaßt fein möchte, ſichert den Preußiſchen Telegraphen⸗ 
le 


anlagen auch den in den Landesgeſetzen begründeten Schutz zu, und wird der 


„„ 


Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich der auf Fürſtlichem Gebiete belegenen Bahnſtrecke 
dieſelben Verpflichtungen gegen die Königlich Preußiſche Telegraphenverwaltung 


auferlegen, welche die Geſe 
zu erfüllen haben wird. 


ſchaft bezüglich der in Preußen belegenen Bahnſtrecken 


Artikel 15. 


ae der Benutzung der Eiſenbahn von Nordhauſen nach Erfurt 
zu Zwecken der Militairverwaltung iſt man über folgende Punkte überein⸗ 
gekommen: 


1) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 


2 


— 


für Rechnung der Königlich Preußiſchen oder der Fürst Schwarzbur⸗ 
gelben Militairverwaltung auf der vorgenannten Eiſenbahn bewirkt wer- 
en, wird den beiderſeitigen Militairverwaltungen 579 0 Gleichſtellun 
zugeſichert, dergeſtalt, daß die Zahlung dafür an die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung nach ganz gleichen Grundſätzen erfolgen ſoll. 

Wenn in Folge außerordentlicher Umſtände auf Anordnung einer der 
kontrahirenden Sie Regierungen größere en e auf der 
mehrgedachten Eiſenbahn ſtattfinden ſollen, ſo liegt der Eiſenbahnver⸗ 
waltung die Pflicht ob, für dieſe und für Sendungen von Waffen, 
Kriegs- und Verpflegungsbedürfniſſen, ſowie von Militaireffekten jeglicher 
Art, inſoweit ſolche Sendungen zur Beförderung auf Eiſenbahnen über⸗ 
haupt geeignet ſind, nöthigenfalls auch außergewöhnliche Fahrten zu ver⸗ 
anſtalten und für dergleichen Transporte ihre Transportmittel zu ver⸗ 
wenden und in Stand 1 ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen 
beſetzten und die mit Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden 
Eiſenbahn kommenden Transportfahrzeuge auf die eigene Bahn zu über⸗ 
nehmen und mit ihren Lokomotiven weiter zu führen. 


Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem 
Dienſtperſonale der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaſſen, deſſen 
Anordnungen während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hin⸗ 
ſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltung zu entrichtenden Fahrgeldes tritt, 
wie unter 1., eine völlige Gleichſtellung der beiderſeitigen Militairverwal⸗ 


tungen ein. 


Als Fahrpreis für den Transport von Truppen, Militaireffekten 
und ſonſtigen Armeebedürfniſſen ſollen keine höheren, als die jeweilig 
auf den Preußiſchen Staatsbahnen geltenden Sätze zur Erhebung gelangen. 


Artikel 16. 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 57 
ie 
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net und beſegelt werden 
S0 geſchehen zu Berlin, am 21. Dabei 1866 


80 Paul aa Wilhelm Jordan. 
8.) Ludwig Auguſt Wilhelm Heiſe. 
S.) Eduard Ferdinand Bernhard Maempel. 


. 


8 Vorſtehender Vertrag iſt af u die Ala mehſekung der Malfkatons. 
lrkunden bewirkt worden. i R Ä 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗ Miniſteriums. 


Berlin, . in ber Königlichen Geheimen Din offer 5 
(R. v. l ER Bere; ) 1 


